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7Prolog

PROLOG

Am Ende geht es immer um die Flüchtlinge. Oder eigentlich 

schon zu Beginn jeder Debatte. Egal, ob die heimische Poli-

tik über Arbeitslosigkeit, Sozialsysteme oder innere Sicherheit 

diskutiert, die Angst vor den Fremden überdeckt nahezu jedes 

Thema. Problemstellungen aller Art diskutiert man seit der gro-

ßen Fluchtbewegung 2015 vor allem anhand der Flüchtlinge 

im Land; Sparmaßnahmen im Sozialstaat setzen vorzugsweise 

bei den Fremden an, wie zuletzt bei der Mindestsicherung. Und 

wir können uns schon darauf einstellen, dass der nächste Natio-

nalratswahlkampf von diesem Thema dominiert sein wird: Der 

Umgang mit den Fremden. Mit jenen, die zu uns nach Europa 

kommen wollen und mit jenen, die schon bei uns leben.

Seit der großen Flucht im Herbst 2015 hat sich die Stimmung 

gegenüber Flüchtlingen auch in Österreich gewandelt. Am An-

fang stand die Willkommenskultur – von vielen mitgetragen, 

von anderen ambivalent empfunden, aber doch stärker als die 

Ressentiments gegenüber den Menschen auf der Flucht. Nach 

dem schrecklichen Tod von 71 Flüchtlingen im Schlepper-LKW 

auf der österreichischen Autobahn Ende August 2015 stand der 

kollektive Schock. Doch seit den sexuellen Übergriffen der Sil-

vesternacht 2015 in Köln erlebt man mittlerweile vor allem Vor-

urteile und Verunsicherung, wenn es um Flüchtlinge geht. 

Was ist von jener Willkommenskultur geblieben, die wir da-

mals erlebt haben? Wie haben die österreichische Politik, die 

Verwaltung, die Zivilgesellschaft die Anstrengung der großen 

Fluchtbewegung bewältigt? Welche Fehler sind uns damals pas-
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siert, was haben wir richtig gemacht? Und was können wir aus 

den bisherigen Erkenntnissen über den Umgang mit Flüchtlin-

gen für die Zukunft lernen? 

Das vorliegende Buch bietet Einblicke in Hintergründe und 

versucht Antworten auf diese Fragen zu geben. Beginnend mit 

einer detailreichen Dokumentation der Ereignisse in dem Jahr, 

als Christian Konrad gemeinsam mit Ferry Maier als Flücht-

lingskoordinator der Regierung im Einsatz war, über Erzählun-

gen von Flüchtlingen und Interviews mit Experten bis hin zu 

Geschichten über jene Menschen, die sich an der Basis für Asyl-

werber engagieren. 

Es gibt immer noch viele Menschen, die das tun. Sie bilden 

die Grundlage der Flüchtlingshilfe und der Integrationsarbeit 

im Land. Sie springen dort ein, wo die Politik noch zu oft aus-

lässt. Die freiwilligen Helferinnen und Helfer sind es auch, de-

nen Österreich in der Bewältigung der Fluchtbewegung viel zu 

verdanken hat. 

Und sie sorgen dafür, dass die Willkommenskultur nie ganz 

verloren gehen kann. 



KAPITEL 1

EIN JAHR MIT DEM 

FLÜCHTLINGSKOORDINATOR: 

POLITISCHE HINTERGRÜNDE UND 

SCHWIERIGE ENTSCHEIDUNGEN
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1.1

MISSION POSSIBLE

Die große Flucht hat uns alle vor neue Herausforderungen gestellt. 

Gemeinsam mit Christian Konrad habe ich ein Jahr lang versucht, 

die Bundesregierung bei der Bewältigung der Flucht zu unterstüt-

zen – und dabei auch neue Erkenntnisse über das Land, die Politik 

und seine Menschen gewonnen. 

Ferry Maier

Als Beobachter war man schon lange vor dem Sommer 2015 mit 

alarmierenden Nachrichten über die Fluchtbewegung konfron-

tiert, welche die Entwicklungen in Italien, speziell auf der Insel 

Lampedusa, und in Griechenland schilderten, aber auch mit Be-

richten über Österreich – und hier vor allem über die Zustände 

im Flüchtlingslager Traiskirchen. Ich erinnere mich zum Beispiel 

an den Herbst 2013, als sich vor Lampedusa ein besonders fol-

genschweres Bootsunglück ereignet hat, bei dem 400 Menschen 

ertranken. Erschütternde Bilder über ein Auffanglager auf dieser 

Insel waren zu sehen, im Bericht wurde sogar ein Vergleich mit 

Bilder aus einstigen Konzentrationslagern gezogen – ein natür-

lich völlig unpassender Vergleich, aber er zeigt, wie sehr das The-

ma der Flucht die Emotionen hochgehen lässt.

Im Herbst 2014 gab es immer wieder Berichte über Flücht-

lingsdramen im Mittelmeer, auch über die wachsenden Flücht-

lingsströme nach Griechenland, vor allem auf die Inseln Les-
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bos, Samos oder Kos wurde berichtet. Zu dieser Zeit konnten 

sich viele in Österreich nicht vorstellen, dass wir bald auch mit 

solchen Entwicklungen in unserem Land konfrontiert sein 

würden. Zu dieser Zeit, es war Sommer 2014, wurden hundert 

Flüchtlinge am Westbahnhof in Wien aufgegriffen, einige Tage 

später weitere Flüchtlinge auf der A4, der Ostautobahn. Bürger 

blockierten im September 2014 die Semmering-Schnellstraße, 

um gegen ein Aslywerberheim in Spital am Semmering zu pro-

testieren. Der SPÖ-Bürgermeister von Traiskirchen, Andreas 

Babler, besuchte seinen damaligen Parteichef und Bundeskanz-

ler, Werner Faymann, um über das überlastete Lager Traiskir-

chen zu berichten.

Im Herbst 2014 präsentierte Außen- und Integrationsminis-

ter Sebastian Kurz von der ÖVP seine Kampagne „#stolzdrauf“ 

und sagte, „jeder, der hier wohnt, soll sich heimisch fühlen“. 

Kurz erklärte auch, dass es in Österreich viele Zuwanderer gebe, 

die sich noch nicht heimisch fühlten, denen es aber auch nicht 

leicht gemacht werde, weil wir zu wenig „Willkommenskultur“ 

im Land hätten. Die Willkommenskultur, ein Begriff, der uns 

noch lange begleiten sollte. 

In der Debatte um die Entlastung des überfüllten Flüchtlings-

lagers Traiskirchen im Sommer 2014 ärgerte sich der damalige 

schwarze niederösterreichische Landeshauptmann Erwin Pröll 

öffentlich über das Verhalten des roten Verteidigungsministers 

Gerald Klug, der bei der Forderung nach einer Öffnung von 

Kasernen für Flüchtlinge zunächst einmal verhalten reagiert 

hatte: Es sei „unfassbar“, mit welcher „Nonchalance“ der sozial-

demokratische Ressortchef Klug die schwarze Innenministerin 

Johanna Mikl-Leitner links liegen gelassen hätte. Pröll verfügte 

kurz darauf einen Aufnahmestopp für Traiskirchen. Von Mai bis 

Dezember 2015 brachte die Diakonie rund 350 Gefährdungs-
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meldungen wegen Kindeswohlgefährdung und schwerer Ver-

nachlässigung in Traiskirchen ein – in dieser Zeit war die Zahl 

der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge im Lager exor-

bitant hoch.

Aufgrund dieser und ähnlicher Nachrichten entstand bei mir 

der Eindruck, dass vieles rund um die Fluchtbewegung ziemlich 

unkoordiniert ablief, ein gewisser Koordinationsbedarf inner-

halb der Bundesregierung war auch in meinem Freundes- und 

Bekanntenkreis immer wieder Thema. Darüber sprach ich im 

Juli 2015 mit Vizekanzler Reinhold Mitterlehner, der mir er-

zählte, dass er diese Frage auch schon mit Bundeskanzler Wer-

ner Faymann diskutiert habe. Damals gab ich Mitterlehner den 

Tipp, doch einmal mit Christian Konrad darüber zu sprechen. 

Nach einen Gespräch mit diesem und der internen Abstim-

mung mit dem Bundeskanzler konnte Reinhold Mitterlehner 

im ORF-Sommergespräch 2015 Christian Konrad als Flücht-

lingskoordinator vorschlagen. 

Ein Lager im Chaos

Konrad und ich waren der Meinung, dass wir so schnell wie 

möglich nach Traiskirchen fahren müssten, um uns selbst ein 

Bild von der Lage zu machen. Also machten wir uns zwei Tage 

später, am 27. August, auf den Weg – wobei mir schon klar war, 

dass dort niemand auf uns wartete und wir wahrscheinlich auch 

nicht willkommen sein würden. Innenministerin Mikl-Leitner 

hatte uns davon abgeraten. Ich rief Klaus Schwertner, den Gene-

ralsekretär der Wiener Caritas, und Gerry Foitik, den Bundes-

rettungskommandanten des Roten Kreuzes, an, die ich damals 

beide noch nicht persönlich kannte. Ich fragte sie, ob sie uns 

nach Traiskirchen begleiten wollten. 
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Am 27. August besuchten wir also das Erstaufnahmezentrum 

Traiskirchen. Zu diesem Zeitpunkt waren etwa 4900 Menschen 

im Lager, davon 1600 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. 

Das Wetter war schön, die Kinder spielten im Freien. Dennoch 

war offensichtlich, dass die Kapazitäten dieses Systems weit über-

schritten waren. Beim Rundgang mit den Verantwortlichen vor 

Ort stellten wir fest: Es gab zu wenig medizinische Versorgung 

und nur mangelhafte sanitäre Einrichtungen, die Aufnahme und 

Verteilung von Sachspenden war ein einziges Chaos. 

Christian Konrad telefonierte noch an Ort und Stelle mit den 

Verantwortlichen des Bauunternehmens Strabag, um bis zum 

Wochenende drei Sanitärcontainer zu organisieren. Gerry Foi-

tik versprach uns mobile Spitalseinheiten des Roten Kreuzes und 

die Errichtung eines mobilen Feldspitals. Doch die für das Lager 

zuständigen Beamten des Innenministeriums reagierten ziem-

lich zurückhaltend: So ein Feldspital könne man nicht einfach 

aufstellen, da brauche man alle Arten von Genehmigungen. Man 

hatte geradezu den Eindruck, sie wollten das abwehren, weil oh-

nehin alles bestens sei. Das hat uns angesichts der medizinischen 

Versorgung im Lager schwer schockiert, für kranke Menschen 

mit Infektionskrankheiten gab es beispielsweise keinerlei stati-

onäre Betreuung, nur ambulante Behandlung. Wir holten dann 

die Zustimmung des Bezirkshauptmannes ein, und damit war 

der Weg frei für die Errichtung dieses mobilen Spitals mit 40 Bet-

ten. Das war eine erste Kostprobe davon, wie engagiert manche 

Beamte in einer derartigen Situation agieren.

Schwierigkeiten gab es anfangs auch bei der Organisation von 

Sachspenden, obwohl es eine Zusage von Innenministerin Jo-

hanna Mikl-Leitner gegenüber den NGOs gab, dass man dabei 

helfen wolle. Allerdings waren die Beamten nicht im Stande, ei-

ne Halle für die Spenden anzumieten. Diese Halle war notwen-
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dig, um die Abgabe der Sachspenden in Traiskirchen zu koordi-

nieren, um die Spenden zu sortieren, allenfalls zu reinigen und 

für die Verteilung vorzubereiten. Wir sprachen bereits am Tag 

nach unserem ersten Besuch in Traiskirchen mit dem Vermieter 

einer Halle, der den Mietvertrag drei Tage später dem Ministe-

rium überreichte, weshalb ich dachte, dass das Gebäude danach 

schnell übernommen werden könnte. Doch es dauerte fünf Wo-

chen, bis der zuständige Beamte den Vertrag unterzeichnete.

Das System Traiskirchen

In Traiskirchen machten wir die Bekanntschaft mit Vertretern 

der ORS – eine österreichische Tochter eines Schweizer Unter-

nehmens, der ORS Service AG. Die ORS ist seit 2012 für die 

Organisation des Erstaufnahmezentrums zuständig. Ich wollte 

mir die Vereinbarung zwischen dem Innenministerium und der 

ORS ansehen, aber diese wird unter Verschluss gehalten. Man 

hat den Eindruck, dass die Beamten diese Vereinbarung schüt-

zen und kein Interesse daran haben, dass irgendwer davon er-

fährt. Daher weiß man nicht, was in diesem Rahmenvertrag ge-

nau geregelt wird. Und das führt dazu, dass in manchen Fällen 

der Eindruck entsteht, niemand wäre wirklich zuständig. 

Interessant bei den ersten Gesprächen mit der ORS war auch 

die Aussage, man hätte ohnehin schon aufgezeigt, dass die im 

Rahmenvertrag vereinbarten Kapazitäten in Traiskirchen weit 

überschritten worden seien und somit die zugesagten Leistun-

gen nicht erbracht werden konnten. Die Lagerleitung hat die 

Überbelegung also einfach zur Kenntnis genommen und sich 

angesichts der zweifellos dramatischen Situation dem Schick-

sal gefügt, so auf die Art: Da kann man halt nichts machen. 

Mittlerweile wissen wir, dass die ORS 2015 im Vergleich zu den 
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Vorjahren einen dreifachen Umsatz von mehr als 66 Millionen 

erreichte und dass ihr Gewinn 2015 bei 2,5 Millionen lag – eine 

Verdoppelung zum Vorjahr. Die ORS hat also gutes Geld ver-

dient, während das Lager auch dank der Hilfe von vielen Frei-

willigen funktioniert hat. 

Die „Siebener Lage“

Am selben Tag, an dem Christian Konrad und ich zum ersten 

Mal in Traiskirchen waren, also am 27. August 2015, fand man 

71 tote Flüchtlinge in einem auf der A4 bei Parndorf im Bur-

genland abgestellten Schlepper-LKW. Diese schreckliche Be-

gebenheit überschattete nicht nur die Westbalkan-Konferenz, 

die Kanzler Faymann ebenfalls genau an diesem Tag in Wien 

abgehalten hat – sie prägte die gesamte nächste Zeit. In den Ta-

gen darauf kontaktierten Christian Konrad und ich eine Reihe 

von Persönlichkeiten, mit denen wir in Folge zusammenarbei-

ten sollten: Landeshauptleute, Minister, die Präsidenten des Ge-

meinde- und des Städtebunds, die Vertreter der Sozialpartner. 

Und gleichzeitig suchten wir das Gespräch mit NGOs, Kirchen, 

Landesflüchtlingskoordinatoren, gewerblichen und genossen-

schaftlichen Wohnbauträgern oder Immobilienverantwortli-

chen der Bundesstellen. Das erste Ziel: möglichst schnell Quar-

tiere für die Menschen beschaffen. 

Wer so einen Auftrag übernimmt, gewinnt ganz neue Einbli-

cke in die Entscheidungsstrukturen des Landes. Konrad und ich 

waren nach einigen Tagen auch bei der so genannten „Siebener 

Lage“ zu Gast. Das war jenes Gremium, das versuchte, eine Art 

Krisenstab zu organisieren und die Abläufe zwischen Vertei-

digungs-, Innen- und Sozialministerium, den NGOs oder den 

Bundesbahnen zu koordinieren. 
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Schon der Raum dieser Zusammenkunft im Innenminis-

terium war bemerkenswert. Er hatte einen bunkerähnlichen 

Charme. Es waren überwiegend Beamte anwesend, Vertreter 

von NGOs und den ÖBB, insgesamt etwa 40 Personen. Ein 

Krisenstab mit 40 Leuten – da darf man annehmen, dass das 

nicht effizient ist. Das Grundproblem war: Dort wurde aus 

den unterschiedlichen Bereichen berichtet, aber es konnte 

nichts entschieden werden. Der Führungsstab durfte quasi 

nur Bitten äußern, und das erscheint doch eigenartig. Jeder 

Feuerwehrhauptmann kann bei Hochwasser Baumaschinen 

von Bauunternehmen übernehmen, die Innenministerin aber 

konnte in dieser humanitären Notlage nur um Unterstützung 

ersuchen.

In unserer ersten Sitzung kam es gleich zu einer Szene, die 

zeigte, wie Bürokratie funktionieren kann: Der zuständige Be-

amte berichtete, dass es im Lager Traiskirchen in den letzten Ta-

gen zu sehr unliebsamen Vorkommnissen gekommen sei, weil 

„betriebsfremde Objekte auf nicht fundamentiertem Grund 

ohne Baugenehmigung errichtet wurden“. Aus diesem Grund 

müsste man „diese betriebsfremden Objekte wiederum ver-

bringen“, sagte er. Es ging dabei um die drei Sanitärcontainer, 

die wir am Wochenende dort hatten aufstellen lassen.

Die Angst der Beamten

Bei der Beamtenschaft war in der ersten Phase unserer Tätig-

keit eine gewisse Irritation spürbar. Es war ihnen unangenehm, 

dass da jemand von außen kommt, um mitzuhelfen, die Dinge 

in den Griff zu bekommen. Wir hatten den Eindruck, dass viele 

Beamte ziemlich passiv agierten, sie wollten offenbar nicht ver-

antwortlich gemacht werden können. Sie fürchteten sich wohl 
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vor Anzeigen wegen Amtsmissbrauchs, Untreue oder vor Amts-

haftungsklagen. 

Sicher sind auch einige Gesetze, die in den letzten Jahren be-

schlossen wurden, in manchen Fällen eine Bremse für die Be-

amten: Bevor man sich in irgendeiner Form in das Risiko begibt, 

versucht man eher, nichts zu machen oder die Dinge wegzu-

schieben. Das war sehr oft zu beobachten, und nach diesem 

Muster wurden in Traiskirchen Entscheidungen an die ORS de-

legiert und so in irgendeiner Form gelöst. Ob dort dann human 

und mit guter Qualität gearbeitet wurde, ist eine andere Frage. 

Und wir konnten beobachten, dass besonders manche Beam-

te des Innen- und des Finanzministeriums ein tiefes Misstrauen 

gegenüber NGOs hegen: Sie hatten immer den Verdacht, dass 

die NGOs ungeachtet ihrer statutarischen Gemeinnützigkeit le-

diglich Geld verdienen wollten. 

Später kam ich zu dem Schluss, dass die teilweise berechtigte 

Kritik der NGOs an aktuellen Entwicklungen diese Aversion bei 

der Behördenvertretern ausgelöst haben könnte. Ich erinnere 

mich daran, wie mich der Wiener Flüchtlingskoordinator Peter 

Hacker im Herbst 2015 informierte, dass sich das Innenminis-

terium für die Gesundenuntersuchung der Flüchtlinge als nicht 

zuständig erklärt hatte. Die damalige Gesundheitsministerin 

Sabine Oberhauser von der SPÖ lud daraufhin zu einem klä-

renden Gespräch ein. Als klar war, dass die Zuständigkeit für 

Gesun denuntersuchungen von Flüchtlingen im Innenminis-

terium lag, meinte der zuständige Sektionschef, dass er diese 

Leistung europaweit ausschreiben müsse. So etwas hätte Mona-

te gedauert. Zum Glück sprang der eigentlich nicht zuständige 

Sektionschef im Gesundheitministerium ein und übernahm 

die Auftragserteilung. Zwei Beamte, zwei Arten der Arbeits-

auffassung. Diese Erstuntersuchung wurde dann im ehemali-
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Zu Fuß auf der Autobahn: Flüchtlinge am Stadtrand  

von Budapest am 4. September 2015
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gen Kurier-Haus in der Lindengasse eingerichtet. So habe ich 

sehr kompetente Beamte kennengelernt, leider aber auch ande-

re, bei denen eine Kombination aus Angst, einer „Dienst nach 

Vorschrift“-Mentalität und Dilettantismus erkennbar war. Sehr 

erfreulich für uns war jedenfalls die Zusammenarbeit mit den 

Verantwortlichen der ausgelagerten Bundesdienststellen BIG, 

ASFINAG, Bundesforste und ÖBB. 

Später haben wir rund um das Thema der gemeinnützigen 

Arbeit von Flüchtlingen auch die Möglichkeit einer Haftpflicht- 

und einer Unfallversicherung diskutiert. Ein Beamter meinte 

dazu tatsächlich, im Fall einer Versicherung würde es wohl auf 

einmal viele einbeinige und einarmige Flüchtlinge geben. 

Tage ohne Grenzen

In jenen Tagen ab dem 5. September 2015, als die Grenzen zwi-

schen Österreich und Deutschland offen waren, kamen täglich 

5000 bis 10 000 Menschen aus Ungarn zu uns. Damals ent-

stand bei manchen der Eindruck: Hier kommen unkontrolliert 

Flüchtlinge, warum hat man das alles nicht besser organisieren 

können? Im Rückblick wissen wir, dass im Jahr 2015 bis zu die-

sen Septembertagen 160 000 Flüchtlinge über Ungarn gekom-

men waren. Und zu dieser Zeit erlebten Christian Konrad und 

ich in der täglichen Praxis, wie immens wichtig die Rolle der 

NGOs war, etwa am Grenzübergang Nickelsdorf. 

Dort stellte vor allem das Rote Kreuz die notwendigsten 

Maßnahmen sicher, damit die ankommenden Flüchtlinge ver-

sorgt wurden. Ich glaube auch, dass die Polizeiverantwortlichen 

im Burgenland die Lage anfänglich falsch eingeschätzt haben. 

Auf den Straßen wurden Grenzkontrollen eingeführt, was zu 50 

Kilometer langen Staus führte, während die Flüchtlinge mit der 
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Bahn an die Grenze gebracht wurden und von dort zu Fuß nach 

Österreich kamen – das führte zu jenen Bildern, die den Ruf 

nach Grenzschutz und Kontrolle laut werden ließen. Bei mir 

entstand der Eindruck, dass die burgenländischen Behörden 

versucht haben, die Flüchtlinge einfach nach Wien weiterzu-

schicken – auf welche Art auch immer.

Wer diese Tage in Nickelsdorf erlebt hat, kann jenen, die an 

die Errichtung von Zäunen als Lösung dachten, nur Ahnungslo-

sigkeit vorwerfen. Die Tausenden, die in jenen Tagen an die ös-

terreichische Grenze kamen – großteils in von der ungarischen 

Regierung bereitgestellten Bussen und Zügen –, hätten sich nicht 

ohne Gewalt aufhalten lassen. Und auch so wäre schon damals 

in Nickelsdorf ohne die NGOs und die vielen privaten Helfer 

eine katastrophale Situation entstanden – ohne das Know-how 

und die Kompetenz dieser Organisationen, wie man mit einer 

so großen Zahl an ankommenden Menschen, die seit Tagen oh-

ne richtige Verpflegung auf der Flucht waren, umgeht, wie man 

sie organisiert, wie man sie betreut. 

Sehr hilfreich war uns auch der spätere Bundeskanzler Chris-

tian Kern, damals noch Generaldirektor der ÖBB. Er organisier-

te auf kurzem Wege, dass die Flüchtlinge in diesen Tagen mit 

der Bahn Richtung Salzburg und dann in der Folge nach Bayern 

fahren konnten. 

Auch der Bustransport bereitete uns ein unerwartetes Prob-

lem. Die Busunternehmen fragten natürlich, wer denn den Auf-

trag für die Flüchtlingsbusse erteilen würde. Die zuständigen 

Beamten erklärten: Wir können das leider jetzt nicht beauftra-

gen, das bedarf erst einer europaweiten Ausschreibung – dann 

hätten die Busse wahrscheinlich erst vier bis fünf Monate spä-

ter losfahren können. Also bestellten das Rote Kreuz und der 

Fonds Soziales Wien diese Busse und nahmen das Risiko der 
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Finanzierung auf sich. Peter Hacker, der Leiter des Fonds Sozia-

les Wien, unterschrieb diese Aufträge persönlich. Wir hatten in 

diesen Tagen den Eindruck, dass die Hauptlast der Organisation 

dieser, zum größten Teil, „Transitflüchtlinge“ im Osten Öster-

reichs durch die NGOs, die freiwilligen Helfer auf den Bahnhö-

fen und den Fonds Soziales Wien getragen wurde. In Salzburg 

lag die Hauptlast bei hunderten Freiwilligen, die das Rückgrat 

der Flüchtlingshilfe darstellten und deren Einsatz von der er-

fahrenen Flüchtlingshelferin Doraja Eberle koordiniert wurde. 

Wie es zur großen Flucht kam

Wenn man erlebt hat, wie überfordert die zuständigen Behör-

den 2015 waren, fragt man sich, warum Österreich nicht besser 

auf diese große Fluchtbewegung vorbereitet war. Das Heeres-

nachrichtenamt hatte nämlich bereits im März 2011 gewarnt: 

Durch die verstärkte Migration aus Krisengebieten und wirt-

schaftlich benachteiligten Regionen Afrikas und Asiens ist bereits 

heute absehbar, dass sich bis weit nach dem Jahre 2015 höchste 

Belastungen für die Grenzsicherheit ergeben werden. … Das Pro-

blem einfach abzuwarten und dann die Polizei loszuschicken, wird 

keine Lösung sein. Zu lösen ist das Problem nur gesamteuropäisch, 

politisch und humanitär.

Diese Information war den zuständigen Regierungsstellen 

angeblich bekannt. Passiert ist nicht viel. 2011 hatte Italien 

wegen der vielen Flüchtlinge den humanitären Notstand aus-

gerufen, Österreich hatte zu diesem Zeitpunkt eher zurück-

haltend reagiert. Die damalige EU-Innenkommissarin Cecilia 

Malmström hatte gebeten, Flüchtlinge aus Italien, Griechen-

land oder Malta aufzunehmen. Die damalige Innenministerin 

Maria Fekter hatte gemeint, das hätte einen Staubsaugereffekt: 
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„Wir würden dem ganzen afrikanischen Kontinent signalisie-

ren, man braucht nur nach Italien zu kommen und wird dann 

auf Europa aufgeteilt.“

Diese Argumentation, diese Sicht der Dinge hält sich im In-

nenministerium bis heute. Statt vom Staubsaugereffekt spricht 

man mittlerweile vom „Pull-Faktor“. Bei jedem Vorschlag, der 

von NGOs oder von anderen Experten kommt, heißt es im 

Innenministerium: Das geht nicht, das sorgt sonst für einen 

„Pull-Faktor“ – eine Argumentation, die laut Flüchtlingsexper-

ten nicht haltbar ist. Für die Wochen ab September 2015 kann 

man jedenfalls sagen: Die Flüchtlinge, die damals ankamen, wa-

ren Getriebene. Sie waren aufgrund von Mord, Terror, Krieg, 

Hunger geflüchtet, die Situation in ihrer Heimat war drama-

tisch. Der „Push-Faktor“ war stärker als jeder „Pull-Faktor“ – 

und das gilt in hohem Maße heute noch.

Analysiert man die Zeit ab 2011, dann haben ganz andere 

Faktoren zur Fluchtbewegung von 2015 geführt. Ab 2008 wur-

den die Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit von 103 

Millionen Euro sukzessive auf 77 Millionen Euro im Jahr 2016 

gesenkt. Bereits 2012 flohen 500 000 syrische Flüchtlinge in die 

Nachbarländer Türkei, Jordanien und den Libanon. Die UNO 

bat damals um 490 Millionen Dollar Unterstützung, nur ein 

Drittel davon hat die Staatengemeinschaft aufgestellt. Im öster-

reichischen Innenministerium hielt man unterdessen ein drit-

tes Aufnahmezentrum für Flüchtlinge neben Traiskirchen und 

Thalham für nicht notwendig. 

Im Jahre 2014 veröffentlichte die UNO den größten Hilfsap-

pell in der Geschichte. Das Welternährungsprogramm könne 

seine Hilfe in Syrien und der Region nur mehr wenige Wochen 

finanzieren. Die UNO bat die Staatengemeinschaft um 7,7 Mil-

liarden Euro – bekommen hat sie 3,5 Milliarden. Es gab auch 
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schon damals die Diskussion über die Aufnahme von Flücht-

lingen, die nach Italien, Griechenland und Malta gekommen 

waren. 

Österreich lehnte genauso wie die deutsche Regierung eine 

Quote, welche die Flüchtlinge auf alle EU-Staaten aufteilen 

sollte, ab. Innenministerin Mikl-Leitner meinte, Österreich sei 

nicht in der Pflicht, noch mehr Flüchtlinge aufzunehmen. We-

nige Monate später sollte sich diese Einschätzung ändern. Die 

Folgen all dieser Versäumnisse zeigten sich im Jahr 2015 in aller 

Dramatik: Das Welternährungsprogramm, das massiv unterfi-

nanziert war, musste im Sommer auch noch die Essensgutschei-

ne für die syrischen Flüchtlinge im In- und Ausland kürzen. Im 

Libanon und in Jordanien fehlten rund 80 Prozent der Mittel. 

Dadurch verstärkte sich die Fluchtbewegung noch mehr.

Hierzulande fließt das Geld eher in andere Interessensgebiete 

der Politik. Im Jahr 2015 förderte Österreich das World Food 

Programme mit 5,3 Millionen und UNHCR mit 3,6 Millionen 

Euro – allein die „Kronen Zeitung“ bekam in jenem Jahr von der 

öffentlichen Hand 23 Millionen mittels Inseraten. 2016 kündig-

te die Bundesregierung eine stufenweise Aufstockung der Ent-

wicklungshilfe an. Derzeit gibt Österreich 0,26 Prozent des BIP 

für Entwicklungszusammenarbeit aus, die Bundesregierung 

will diesen Betrag bis 2030 auf 0,7 Prozent des BIP anheben. 

In den Jahren davor hatten hauptsächlich die Grünen und die 

Hilfsorganisationen immer wieder auf die zu geringe Entwick-

lungshilfe hingewiesen. Wenn man die öffentlichen Mittel statt 

in Regierungsinserate in die Entwicklungshilfe stecken würde, 

wäre das zumindest ein Anfang. 

Erinnern wir uns an die Zeit der Griechenland-Krise, als die 

Finanzminister Europas in der heißen Zeit fast jede Woche zu-

sammenkamen, um alle Arten von Rettungsschirmen zu span-


